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Beschlüsse des 28. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung von Kindergeld 
und die Errichtung von Familienausgleichskassen 
(Kindergeldgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Berechtigung 
§ 1 

Voraussetzungen des Anspruchs 
auf Kindergeld 

Kindergeld nach diesem Gesetz erhalten auf 
Antrag 

1. Arbeitnehmer, 

2. Selbständige, 

3. mithelfende Familienangehörige, 

die. drei oder mehr Kinder haben, wenn sie 
nach der Reichsversicherungsordnung bei einer 
Berufsgenossenschaft versichert sind oder sich 
versichern können oder nach § 541 Nr. 5 und 
6 der Reichsversicherungsordnung versiche- 
rungsfrei sind. 

§ 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Als Kinder im Sinne dieses Gesetzes gel- 
ten 

1. eheliche Kinder, 

2. eheliche Stiefkinder, 

3. für ehelich erklärte Kinder, 

4. an Kindes Statt angenommene Kinder, 

5. uneheliche Kinder (jedoch nur im Verhält- 
nis zur leiblichen Mutter), 

6. Pflegekinder 

des Berechtigten, die das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben. Das gleiche gilt für Kin- 
der, die das 25. Lebensjahr noch nicht voll- 
endet haben und auf Kosten des Berechtigten 
unterhalten und für einen Beruf ausgebildet 
werden. Als Pflegekinder gelten alle Pflege- 


kinder im Sinne von § 32 Abs. 4 Nr. 4 
Buchst, f des Einkommensteuergesetzes in der 
Fassung vom 15. September 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1355) sowie die elternlosen 
Kinder, die von Großeltern oder Geschwistern 
versorgt werden. 

(2) Als Arbeitnehmer im Sinne dieses Ge- 
setzes gelten alle auf Grund eines Arbeitsver- 
hältnisses Beschäftigten, einschließlich der zu 
ihrer Berufsausbildung Beschäftigten, und die 
Eleimarbeiter, und zwar auch während Zeiten 
der Unterbrechung des Beschäftigtenverhält- 
nisses infolge Streiks oder Aussperrung. Per- 
sonen, die bei Beendigung ihres Beschäftigungs- 
Verhältnisses im Rahmen des § 214 der Reichs- 
versicherungsordnung Kranken- oder Hausgeld 
aus der gesetzlichen Krankenversicherung er- 
halten, werden für die Dauer des Bezuges von 
Kranken- oder Hausgeld den Arbeitnehmern 
gleichgestellt. 

(3) Als Selbständige im Sinne dieses Geset- 
zes gelten alle Unternehmer im Sinne des Drit- 
ten Buches der Reichs Versicherungsordnung 
einschließlich der Hausgewerbetreibenden und 
Zwischenmeister mit Ausnahme der Haushal- 
tungsvorstände. 

(4) Als mithelfende Familienangehörige im 
Sinne dieses Gesetzes gelten, wenn sie in den 
Haushalt von Selbständigen oder Heimarbei- 
tern aufgenommen worden sind und ständig, 
ähnlich wie Arbeitnehmer, mitarbeiten, 

1. die Ehegatten der Selbständigen oder der 
Heimarbeiter; 

2. Personen, die mit den Selbständigen oder 
den Heimarbeitern oder deren Ehegatten 
bis zum dritten Grade verwandt oder ver- 
schwägert oder von ihnen an Kindes Statt 
angenommen sind; 

3. uneheliche Kinder, Pflegekinder, Mündel 
und Fürsorgezöglinge der Selbständigen 
oder der Heimarbeiter oder deren Ehe- 
gatten. 
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§ 3 


Kindergeld bei mehreren Ansprüchen 

(1) Für jedes Kind wird nur ein Kindergeld 
nach diesem Gesetz gewährt. Sind mehrere 
Personen für das gleiche Kind berechtigt, so 
ist das Kindergeld zu zahlen 

1. an den Vater, wenn Vater und Mutter be- 
rechtigt sind, es sei denn, daß das Sorge- 
recht für alle Kinder ausschließlich der 
Mutter zusteht; 

2. an die Adoptiv- oder Pflegeeltern, wenn 
diese neben den leiblichen Eltern berech- 
tigt sind. 

In den übrigen Fällen bestimmt das Vormund- 
schaf tsgericht den Berechtigten. Es kann eine 
von den Nummern 1 und 2 abweichende Re- 
gelung treffen, wenn das Wohl der Kinder 
dies erfordert. 


(2) Erhalten die Bediensteten des Bundes, 
der Länder, der Gemeinden und der sonstigen 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechtes oder die Empfänger von 
Versorgungsbezügen, Übergangsgehalt oder 
Übergangsbezügen des öffentlichen Dienstes 
Kinderzuschläge, die mindestens dem Kinder- 
geld nach § 4 Abs. 1 des Gesetzes entsprechen, 
werden für diese Kinder Kindergelder nach 
diesem Gesetz nicht gezahlt. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Kindergeld 
§4 * 

Höhe, Fälligkeit und Zahlung 
des Kindergeldes 

(1) Das Kindergeld beträgt für das dritte 
und jedes weitere Kind je 25 Deutsche Mark 
monatlich. 

(2) Das Kindergeld wird, werin die Vor- 
aussetzungen für die Gewährung erfüllt sind, 
vom Beginn des Kalendermonats an gewährt, 
in dem der Antrag (§ 25) gestellt wird. 

(3) Die Gewährung des Kindergeldes für 
Kinder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben 
(§ 2 Abs. 1 Satz 2), bedarf eines besonderen 
Antrags. 

(4) Das Kindergeld wird bis zum Ende des 
Monats gewährt, in dem die Voraussetzungen 
des Anspruchs wegfallen oder der Antrag 
widerrufen wird. 

(5) Das Kindergeld wird in Monatsbeträgen 
nachträglich gezahlt. 


§5 

Zuständigkeit 

(1) Der Anspruch auf Kindergeld richtet sich 
gegen diejenige Familienausgleichskasse, die bei 
der Berufsgenossenschaft errichtet ist, der der 
Berechtigte in dem jeweiligen Monat zuletzt 
angehört hat oder angehört hätte, wenn er 
versichert gewesen wäre. Im Falle des § 2 
Abs. 2 Satz 2 richtet sich der Anspruch gegen 
die für den Berechtigten zuletzt zuständige 
Farn il ienausglei ch sk asse. 

(2^ Sind nach Absatz 1 gleichzeitig mehrere 
Familicnaussleichskassen für einen Berechtig- 
ten zuständig, so ist diejenige Familien - 
ausgleichskasse zur Zahlung des Kindergeldes 
verpflichtet, in deren Bereich die Tätigkeit 
fällt, aus der der Berechtigte die höchsten Ein- 
künfte bezieht. Die Familienausgleichskasse, 
bei der der Antrag zuerst gestellt worden ist, 
hat. sofern die Voraussetzungen des Absatzes 1 
bei ihr vorliegen, das Kindergeld vorläufig 
auszuzahlcn. 


Prüfungsred. t, 


§6 

Auskunfts- und Anzeigepflicht 


(1) Die Familienausgleichskasse kann jeder- 
zeit prüfen, ob die Voraussetzungen für die 
Gewährung des Kindergeldes erfüllt sind. Der 
Unternehmer und der Berechtigte sind ver- 
pflichtet, der Familien ausgleichskasse auf Ver- 
langen alle Auskünfte zu gehen und Beweis- 
urkunden vorzulegen, die zur Nachprüfung er- 
forderlich sind. 


(2) Entzieht sich der Berechtigte ohne trif- 
tigen Grund der Nachprüfung oder bringt er 
die erforderlichen Beweisurkunden nicht hei, 
so kann die Familienausgleichskasse die Ge- 
währung des Kindergeldes versagen. 

(3) Fallen dir Voraussetzungen für den An- 
spruch auf Kindergeld weg (5 1), so ist der Be- 
rechtigte verpflichtet, dies innerhalb von zwei 
Wochen nach dem Wegfall der Familienaus- 
gleichskasse schriftlich anzuzeigen. Zahlt der 
Unternehmer das Kindergeld aus (§ 27 Nr. 1), 
so hat die Anzeige an ihn zu erfolgen. 


§7 

Zusammentreffen des Kindergeldes mit 
Leistungen auf Grund eines Arbeits- 
verhältnisses 

(1) Erhalten die nach § 1 Nr. 1 berechtigten 
Personen beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
aus dem ihrer Beschäftigung zugrunde liegen - 


3 



den Rechtsverhältnis für Kinder Leistungen, so 
sind die Leistungen während der Geltungs- 
dauer der Regelung, auf der sie beruhen, vor- 
behaltlich der Vorschriften der Absätze 2 bis 
4, neben dem Kindergeld weiterzugewähren. 

(2) Teilt der Verpflichtete dem Leistungs- 
berechtigten vor Ablauf von sechs Monaten 
nach dem Inkrafttreten dieses Abschnittes des 
Gesetzes schriftlich mit, daß er für die Kinder, 
für die nach § 2 dieses Gesetzes Kindergeld zu 
gewähren ist, die bisherigen Leistungen nicht 
weitergewähren will, so wird er von dieser 
Verpflichtung befreit; im Falle einer betrieb- 
lichen Regelung kann die entsprechende Mit- 
teilung auch durch Anschlag im Betrieb er- 
folgen. 

(3) Beruht die Verpflichtung auf einem 
Tarifvertrag, so kann jede Tarifvertragspartei 
innerhalb der in Absatz 2 bestimmten Frist 
durch schriftliche Mitteilung an die anderen 
Tarifvertragspafteien die Befreiung von der 
Verpflichtung im Rahmen des Absatzes 2 her- 
beiführen. Beruht die Verpflichtung auf einer 
Tarifordnung, so kann sich der Verpflichtete 
durch eine von der zuständigen obersten 
Arbeitsbehörde oder der von ihr bestimmten 
Stelle zu genehmigende Erklärung von der 
Verpflichtung im Rahmen des Absatzes 2 be- 
freien. 

(4) Flat der Verpflichtete höhere Leistungen 
als das in § 4 festgesetzte Kindergeld gewährt, 
so hat er in allen Fällen für die Dauer der 
Geltung der verpflichtetenden Regelung den 
Unterschiedsbetrag zwischen diesen höheren 
Leistungen und dem Kindergeld weiterzuge- 
währen. 

§8 

Übertragbarkeit des Kindergeldes 

(1) Der Anspruch auf Kindergeld ist nicht 
übertragbar. 

(2) Das Vormundschaftsgericht kann anord- 
nen, daß das Kindergeld an eine andere Person 
oder Stelle ausgezahlt wird, wenn das Wohl 
der Kinder dies erfordert. Das Vormund- 
schaftsgericht soll vor seiner Entscheidung das 
Jugendamt hören. 

DRITTER ABSCHNITT 
Aufbringung der Mittel 

§9 

Beiträge 

Die Mittel zur Durchführung dieses Geset- 
zes werden durch Beiträge aufgebracht. 


§ 10 

Kreis der Beitragspflichtigen 
und Meldepflichtigen 

(1) Beitragspflichtig ist, wer für Arbeit- 
nehmer, Selbständige oder mithelfende Fami- 
lienangehörige Beiträge zu den Berufsgenossen- 
schaften nach dem Dritten Buch der Reichsver- 
sicherungsordnung aufzubringen hat oder 
hätte, wenn diese Personen versichert wären. 

(2) Von der Beitragspflicht befreit sind, un- 
beschadet des § 11 Abs. 1 Sätze 2 und 4, der 
Bund, die Länder, die Gemeinden und sonsti- 
gen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts, soweit sie ihren Be- 
diensteten Kinderzuschläge zahlen, die min- 
destens dem Kindergeld nach § 4 Abs. 1 dieses 
Gesetzes entsprechen. Enthält die Satzung 
einer Berufsgenossenschaft für die Beiträge von 
Hausgewerbetreibenden eine Bestimmung ge- 
mäß § 735 der Reichsversicherungsordnung, so 
gilt das Entsprechende auch für die Beiträge 
zur Familienausgleichskasse. 

(3) Die nach § 32 Abs. 3 von der Beitrags- 
pflicht Befreiten können zu Ausgleichsbeiträgen 
an die Familienausgleichskasse herangezogen 
werden in Höhe des Unterschieds zwischen den 
eigenen Aufwendungen für solche Leistungen 
für Kinder, die den Vorschriften dieses Ge- 
setzes entsprechen, und den Beiträgen, die auf 
sie entfallen würden, wenn sie nicht befreit 
wären. 

(4) Die nach Absatz 1 Beitragspflichtigen 
haben sich, wenn sie nicht beitragszahlendes 
Mitglied einer Berufsgenossenschaft sind, bin- 
nen vier Wochen nach öffentlicher Aufforde- 
rung entweder bei der für sie zuständigen 
Familienausgleichskasse oder bei dem Gesamt- 
verband der Familienausgleichskassen (Gesamt- 
verband) oder einer von diesem bestimmten 
Stelle zu melden. Der Gesamtverband oder die 
von ihm beauftragte Stelle hat die Meldung 
an die zuständige Familienausgleichskasse wei- 
terzuleiten. Befreiungen von der Beitragspflicht 
entbinden nicht von der Meldepflicht. 

§11 

Aufbringung und Höhe der Beiträge 

(1) Durch die Beiträge sind die Mittel für 
den Bedarf der bei einer gewerblichen Berufs- 
genossenschaft oder bei der See-Berufsgenos- 
senschaft errichteten Familienausgleichskassen 
und für den auf sie entfallenden Anteil an dem 
Bedarf des Gesamtverbandes unter Berück- 
sichtigung der Vorschriften des § 14 aufzu- 
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bringen. Beitragsfrei sind Selbständige, deren 
Einkommen den Betrag von 3600 Deutsche 
Mark im Jahre nicht übersteigt. Dies gilt nicht 
für Beiträge, zu denen die Selbständigen im 
Hinblick auf die Beschäftigung von Arbeitneh- 
mern und mithelfenden Familienangehörigen 
herangezogen werden. Die Satzung kann 
Gruppen von Beitragspflichtigen von der Bei- 
tragspflicht befreien, wenn das von diesen 
Gruppen zu erwartende Beitragsaufkommen in 
keinem angemessenen Verhältnis zu den Kosten 
der Beitragseinziehung stehen würde. Das Nä- 
here über die Berechnung der Beiträge und die 
Befreiung von der Beitragspflicht bestimmt die 
Satzung. Für die Erhebung von Beiträgen und 
Vorschüssen sind die für die Berufsgenossen- 
schaften geltenden Vorschriften maßgebend. 
Gehören Selbständige mehreren Familienaus- 
gleichskassen an, so haben sie Beiträge für ihre 
Person nur an die Familienausgleichskasse zu 
zahlen, die nach § 5 Abs. 1 zur Zahlung des 
Kindergeldes an sie verpflichtet ist oder wäre, 
wenn die Selbständigen drei oder mehr Kinder 
hätten. 

(2) Jede bei einer landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaft errichtete Familienaus- 
gleichskasse hat ein Drittel der für ihren Be- 
darf an Kindergeld erforderlichen Mittel sowie 
die Verwaltungskosten durch Beiträge der nach 
§10 zur Zahlung der Beiträge Verpflichteten 
aufzubringen; die übrigen Mittel werden durch 
die Zuschüsse nach § 14 aufgebracht. Die Vor- 
schriften des Absatzes 1 finden mit Ausnahme 
des ersten und letzten Satzes Anwendung, 

§ 12 

Rücklage 

Die Familienausgleichskassen sowie der Ge- 
samtverband haben Rücklagen zu bilden. Die 
Rücklage soll das Dreifache der Monatsaus- 
gaben der jeweiligen Familienausgleichskasse 
sowie des Gesamtverbandes nach dem Durch- 
schnitt der letzten drei abgelaufenen Geschäfts- 
jahre nicht übersteigen. 

§ 13 

Verwaltungskosten 

Verwaltungskosten, die den Berufsgenossen- 
schaften auf Grund dieses Gesetzes entstehen, 
sind ihnen von den Familienausgleichskassen 
zu erstatten. 

§ 14 

Zuschüsse und Ausgleich 

(1) Anspruch auf Zuschüsse von anderen 
Familienausgleichskassen hat jede bei einer 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft er- 


richtete Familienausgleichskasse in Höhe des 
sich nach § 11 Abs. 2 bei ihr ergebenden Zu- 
schußbedarfs. 

(2) Die Zuschüsse sind von dem Gesamt- 
verband auf die bei den gewerblichen Berufs- 
genossenschaften sowie bei der See-Berufs- 
genossenschaft errichteten Familienausgleichs- 
kassen in angemessener Weise umzulegen und 
an die landwirtschaftlichen Familienausgleichs- 
kassen abzuführen. 

(3) Führt die Aufbringung der Mittel für 
den Bedarf der bei den gewerblichen Berufs- 
genossenschaften oder der See-Berufsgenossen- 
schaft errichteten Familienausgleichskassen zu 
unzumutbaren Unterschieden der durchschnitt- 
lichen Belastung der Beitragspflichtigen bei den 
verschiedenen Familienausgleichskassen, so hat 
der Gesamtverband einen angemessenen Aus- 
gleich vorzunehmen. 

(4) Kommt eine Regelung im Sinne der Ab- 
sätze 2 und 3 nicht zustande, so kann die für 
die Aufsicht über den Gesamtverband zustän- 
dige Stelle (§ 20) bestimmen, 

1. die Maßstäbe und die Berechnungsgrund- 
lagen, nach denen die Zuschüsse nach Ab- 
satz 1 auf die bei den gewerblichen Be- 
rufsgenossenschaften und der Seeberufs- 
genossenschaft errichteten Familienaus- 
gleichskassen umzulegen sind; 

2. die Voraussetzungen, unter denen ein 
Unterschied in der durchschnittlichen Be- 
lastung der bei den gewerblichen Berufs- 
genossenschaften und der See-Berufsgenos- 
senschaft errichteten Familienausgleichskas- 
sen als unzumutbar anzusehen ist; dabei 
kann sie die Maßstäbe bestimmen, die für 
die Feststellung der durchschnittlichen Be- 
lastung zugrunde zu legen sind; 

3. die Maßstäbe und die Berechnungsgrund- 
lagen, nach denen der Ausgleich nach Ab- 
satz 3 durchzuführen ist; 

4. das Verfahren der Umlage nach Absatz 2 
und des Ausgleichs nach Absatz 3. 

VIERTER ABSCHNITT 
Familienausgleichskassen 
5 15 

Errichtung und Rechtsnatur 

(1) Als Träger der Kindergeldzahlung wird 
bei jeder Berufsgenossenschaft eine Familien- 
ausgleichskasse errichtet. 

(2) Die Familienausgleichskassen sind selb- 
ständige Körperschaften des öffentlichen 
Rechts. 
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§ 16 

Aufsicht über die Familienausgleichskassen 

Die Aufsicht über die Familienausgleichs- 
kassen führt die für die Aufsicht über die Be- 
rufsgenossenschaft, bei der die Familienaus- 
gleichskasse errichtet ist, zuständige Stelle. 

§ 17 
Organe 

Organe der Selbstverwaltung der Familien- 
ausgleichskassen sind die Organe der Berufs- 
genossenschaften, bei denen sie errichtet sind, 
mit Ausnahme der Versichertenältesten und 
Vertrauensmänner. 

§ 18 

Geschäftsführung 

(1) Geschäftsführer der Familienausgleichs- 
kasse ist der Geschäftsführer der 'Berufsgenos- 
senschaft, bei der sie errichtet ist. 

(2) Für die Geschäftsführung der Familien- 
ausgleichskassen ist die für die jeweilige Be- 
ruf sgenossenschaft geltende Regelung maß- 
gebend. 

FÜNFTER ABSCHNITT 
Gesamtverband der Familienausgleichskassen 
§ 19 

Errichtung und Rechtsnatur 

(1) Zur Förderung der gemeinsamen Auf- 
gaben der Familienausgleichskassen sowie als 
Träger des Ausgleichs zwischen ihnen wird 
beim Hauptverband der gewerblichen Berufs- 
genossenschaften der Gesamtverband der Fa- 
milienausgleichskassen errichtet. 

(2) Mitglieder des Gesamtverbandes sind die 
Familienausgleichskassen. Der Gesamtverband 
ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

§20 

Aufsicht über den Gesamtverband 

Die Aufsicht über den Gesamtverband führt 
die nach Bundesrecht für die Aufsicht über 
bundesunmittelbare gewerbliche Berufsgenos- 
senschaften zuständige Stelle. 

§ 21 
Organe 

Organe der Selbstverwaltung des Gesamt- 
verbandes sind die Vertreterversammlung und 
der Vorstand. 


§ 22 

V ertreter Versammlung 

(1) Jede Familienausgleichskasse entsendet 
in die Vertreterversammlung des Gesamtver- 
bandes zwei Mitglieder ihres Vorstandes, und 
zwar je einen Arbeitgeber und einen Arbeit- 
nehmer. Die bei den landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften errichteten Familienaus- 
gleichskassen können an Stelle des Arbeitgebers 
einen Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte 
entsenden. 

(2) Der Vertreterversammlung des Gesamt- 
verband es obliegen 

1. die Wahl der Mitglieder des Vorstandes 
und ihrer Stellvertreter, 

2. die Aufstellung und Änderung der Satzung, 

3. die Festsetzung des Haushaltsplans, 

4. die Prüfung und Abnahme der Jahresrech- 
nung, 

5. die Entlastung des Vorstandes und des Ge- 
schäftsführers, 

6. die Beschlußfassung über die Geschäftsord- 
nung der Vertreterversammlung. 

§ 23 

Vorstand 

(1) Der Vorstand vertritt den Gesamtver- 
band gerichtlich und außergerichtlich. 

(2) Der Vorstand besteht aus neun von der 
Vertreterversammlung aus ihrer Mitte zu wäh- 
lenden Mitgliedern. Je ein Mitglied muß dem 
Kreise der landwirtschaftlichen Arbeitgeber, 
der landwirtschaftlichen Selbständigen ohne 
fremde Arbeitskräfte sowie der landwirt- 
schaftlichen Arbeitnehmer angehören. Für 
jedes Vorstandsmitglied wird ein Stellvertre- 
ter gewählt, der das ordentliche Mitglied im 
Falle seiner Verhinderung vertritt. Aus jeder 
Familienausgleichskasse kann nur ein Vor- 
standsmitglied oder ein Stellvertreter gewählt 
werden. 

(3) Der Vorstand hat die Zuschüsse, die 
nach § 14 Abs. 1 und 2 von den bei den ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften sowie bei 
der See-Berufsgenossenschaft errichteten Fami- 
lienausgleichskassen aufzubringen sind, sowie 
die Aufwendungen des Gesamtverbandes auf 
die genannten Kassen umzulegen und von 
ihnen zu erheben. Er hat weiter den Ausgleich 
nach § 14 Abs. 3 und 4 durchzuführen. In die- 
sen Fällen entscheiden die von den bei den ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften errichteten 
Familienausgleichskassen gewählten Mitglieder 
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allein. Die Beschlüsse bedürfen der Genehmi- 
gung der nach § 20 für die Aufsicht über den 
Gesamtverband zuständigen Stellen. 

§ 24 

Geschäftsführung 

(1) Der Geschäftsführer des Gesamtverban- 
des und, soweit ein solcher erforderlich ist, 
dessen Stellvertreter werden vom Vorstand 
des Gesamtverbandes gewählt. Der Geschäfts- 
führer führt die laufenden Geschäfte des Ge- 
samtverbandes. Die Tätigkeit des Geschäfts- 
führers und seines Stellvertreters kann neben- 
amtlich ausgeübt werden. 

(2) Der Geschäftsführer gehört dem Vor- 
stand mit beratender Stimme an. 

SECHSTER ABSCHNITT 

Verfahren bei Gewährung von Kindergeld, 
Rechtsweg, Anwendung sonstiger 
Vorschriften 

§ 25 

Antrag auf Kindergeld 

(1) Der Antrag auf Gewährung von Kin- 
dergeld ist bei der Familienausgleichskasse 
(§ 5 Abs. 1 und 2) zu stellen. Erfolgt die Aus- 
zahlung des Kindergeldes durch den Unter- 
nehmer (§ 27 Nr. 1), so ist der Antrag bei dem 
Unternehmer zu stellen. Das Nähere bestimmt 
die Satzung. 

(2) Der Antrag muß die zum Nachweis der 
Berechtigung erforderlichen Angaben enthal- 
ten. Der Gesamtverband kann für die Antrag- 
stellung die Verwendung eines einheitlichen 
Antragsvordruckes für alle Familienausgleichs- 
kassen vorschreiben. 

§ 26 
Bescheid 

(1) Auf jeden Antrag ist ein schriftlicher Be- 
scheid zu erteilen. Der Bescheid muß die zum 
Nachweis der Berechtigung erforderlichen An- 
gaben enthalten. Der Gesamtverband kann für 
den Bescheid die Verwendung eines einheit- 
lichen Vordruckes für alle Familienausgleichs- 
kassen vorschreiben. 

(2) Wird das Kindergeld gewährt, so sind 
in dem Bescheid die Hohe und der Beginn an- 
zugeben. Im Falle der Ablehnung oder der 
teilweisen Ablehnung des Antrags auf Kinder- 


geld ist der Bescheid zu begründen und mit 
einer Belehrung zu versehen, daß Klage er- 
hoben werden* kann, bei welchem Gericht und 
innerhalb welcher Frist. 

(3) Ist der Antrag beim Unternehmer zu 
stellen (§ 25 Abs. 1 Satz 2), so hat dieser, 
wenn er den Antrag ganz oder teilweise nicht 
für begründet hält, ihn unverzüglich an die 
F amilienausgleichskasse zur Entscheidung 
weiterzuleiten. 

(4) Die Regelung nach den Absätzen 2 und 
3 gilt entsprechend, wenn das Kindergeld ent- 
zogen oder eingestellt wird. 

§27 

Auszahlung des Kindergeldes 
Die Auszahlung des Kindergeldes erfolgt 

1. für Arbeitnehmer, unbeschadet der Rege- 
lung nach Satz 3, durch den Unternehmer, 

2. für andere Berechtigte durch die Familien- 
ausgleichskasse. 

Das Nähere regelt die Satzung. Sie kann auch 
für Arbeitnehmer eine von Satz 1 Nr. 1 ab- 
weichende Regelung bestimmen. Soweit das 
Kindergeld nicht durch den Unternehmer aus- 
gezahlt wird, kann die Satzung bestimmen, 
daß die Auszahlung durch die Post erfolgt. 

§ 28 

öffentlich-rechtliche Streitigkeiten 

(1) Die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit 
entscheiden über öffentlich-rechtliche Streitig- 
keiten in Angelegenheiten dieses Gesetzes. 

(2) Für das Verfahren gelten die Vorschrif- 
ten des Sozialgerichtsgesetzes mit der Maß- 
gabe, daß 

1. ein Vorverfahren nicht stattfindet, 

2. im Falle des § 32 Abs. 4 der Befreite auf 
Antrag beizuladen ist, 

3. die Berufung ausgeschlossen ist, soweit der 
Beginn oder das Ende des Anspruchs auf 
Kindergeld streitig ist. 

§ 29 

Anwendung sonstiger Vorschriften 

Soweit dieses Gesetz nichts anderes vor- 
schreibt, finden die für die gewerblichen Be- 
ruf sgenossenschaften geltenden Vorschriften 
des Ersten, Dritten und Sechsten Buches der 
Reichsversicherungsordnung, des Gesetzes 
über die Selbstverwaltung und über Änderun- 
gen von Vorschriften auf dem Gebiete der 
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Sozialversicherung in der Fassung vom 13. Au- 
gust 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 427) und des 
Sozialgerichtsgesetzes nebst den zur Änderung, 
Ergänzung oder Durchführung erlassenen 
Vorschriften mit Ausnahme der besonderen 
Vorschriften über die Aufbringung der Mittel 
für die Tiefbau-Berufsgenossenschaften sinn- 
gemäße Anwendung. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Ordnungsstrafen, Vergehen 
§ 30 

Ordnungsstrafen 

(1) Wer 

1. die Pflicht zur Auskunft oder zur Vorlage 
der Beweisurkunden nach § 6 Abs. 1 nicht 
oder nicht rechtzeitig erfüllt oder wissent- 
lich unrichtige Auskünfte gibt oder 

2. es unterläßt, die in § 6 Abs. 3 vorgeschrie- 
bene Anzeige zu erstatten oder seiner Mel- 
depflicht nach § 10 Abs. 4 zu genügen, 

kann vom Vorsitzenden des Vorstandes der 
Familienausgleichskasse mit Ordnungsstrafe 
in Geld belegt werden. 

(2) Die Geldstrafe fließt in die Kasse der 
Familienausgleichskasse; sie wird wie rück- 
ständiger Beitrag beigetrieben. 

S 31 

Vergehen 

Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, 
das ihm in amtlicher Eigenschaft als Mitglied 
eines Organs oder als Beschäftigtem einer Fa- 
milienausgleichskasse oder des Gesamtverban- 
des für die Familienausgleichskassen bekannt- 
geworden ist, unbefugt offenbart oder ver- 
wertet, wird entsprechend den Vorschriften 
der §§ 142 bis 145 der Reichsversicherungs- 
ordnung bestraft. Das gleiche gilt für einen 
bei der Berufsgenossenschaft Beschäftigten, 
der für die Familienausgleichskasse tätig wird. 


sonstigen überbetrieblichen Regelung, die 
dem Ausgleich der Familienlast ihrer Beschäf- 
tigten dienen, können auf Antrag als Leistun- 
gen im Sinne dieses Gesetzes anerkannt wer- 
den. 

(2) Die Familienausgleichskasse soll die An- 
erkennung beschließen, wenn folgende Vor- 
aussetzungen erfüllt sind, 

1. der Antragsteller muß an einer Einrichtung 
einer Wirtschafts- oder Berufsgruppe oder 
an sonstigen überbetrieblichen Regelungen 
als Beitragspflichtiger beteiligt sein, die den 
nach § 1 Berechtigten Leistungen für Kin- 
der gewähren, die für den Einzelfall min- 
destens dem in §4 Abs. 1 festgesetzten Kin- 
dergeld entsprechen; 

2. es muß gewährleistet sein, daß die Einstel- 
lung oder Beschäftigung Kinderreicher 
nicht erschwert oder gefährdet wird; 

3. der Antragsteller muß sich verpflichten, et- 
waige Ausgleichsbeiträge (§10 Abs. 3) zu 
zahlen. 

(3) Die Anerkennung hat zur Folge, daß 
die Unternehmer, die die Leistungen an die 
genannten Einrichtungen bewirken, von der 
Beitragspflicht zur Familienausgleichskasse be- 
freit sind. 

(4) Im Falle des Absatzes 1 kann der Be- 
rechtigte Kindergeld von der Familienaus- 
gleichskasse nur dann fordern, wenn der An- 
spruch auf eine dem § 4 Abs. 1 entsprechende 
Leistung ganz oder teilweise abgelehnt oder 
nicht erfüllt wird. 

(5) Die Familienausgleichskasse hat bei 
Wegfall der Voraussetzungen nach Absatz 2 
die Anerkennung zurückzunehmen. 


§ 33 


Einberufung der Vertreterversammlung 
des Gesamtverbandes 


Der Bundesminister für Arbeit beruft die 
Vertreterversammlung des Gesamtverbandes 
ein und leitet die Sitzung bis zur Wahl des 
Vorsitzenden. 


ACHTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ 32 

Besondere Einrichtungen 

(1) Leistungen aus Einrichtungen einer 
Wirtschafts- oder Berufsgruppe oder einer 


§ 34 

Ausnahmen und Sonderregelungen 

(1) Personen, die im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes weder einen Wohnsitz noch ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben (§ 1 Abs. 2 
des Einkommensteuergesetzes in der Fassung 
vom 15. September 1953 — Bundesgesetzbl. I 
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S. 1355 — ), erhalten kein Kindergeld nach 
diesem Gesetz. 

(2) Angehörige fremder Staaten erhalten, 
soweit in zwischenstaatlichen Abkommen 
nichts Abweichendes bestimmt ist, für Kinder, 
die nicht im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
wohnen oder sich dort nicht gewöhnlich auf- 
halten, kein Kindergeld nach diesem Gesetz. 

(3) Die Bundesregierung ist ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung Ausnahmen von den 
Vorschriften der Absätze 1 und 2 zuzulassen. 

(4) Die Bundesregierung ist ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Zahlung von 
Kindergeld im Rahmen dieses Gesetzes an 
solche erwerbstätige deutsche Staatsangehörige 
zu regeln, die außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes erwerbstätig sind und nadi 
den Gesetzen ihres Tätigkeitsortes keine den 
Leistungen dieses Gesetzes entsprechenden 
Leistungen für Kinder erhalten. 


§ 35 

Verjährung und Aufrechnung 

(1) Der Anspruch auf Kindergeld verjährt 
in zwei Jahren nach Ablauf des Kalender- 
jahres der Fälligkeit. Das gleiche gilt für den 
Ansprudi auf Beitragsrückstände, soweit sie 
nicht absichtlich hinterzogen sind. 

(2) Gegen Ansprüche auf Kindergeld darf 
die Familienausgleichskasse nur auf rechnen 
mit Ansprüchen auf 

1 . geschuldete Beiträge oder Beitragsvor- 
schüsse, 

2. Rückzahlung zu Unrecht gezahlten Kin- 
dergeldes, 

3. Ordnungsstrafen in Geld. 

Die Aufrechnung darf nur bis zur Hälfte 
des Ansprudis auf Kindergeld erfolgen. 


§ 36 

Steuerliche und sozialversicherungsrechtliche 
Behandlung des Kindergeldes, 
Gebührenfreiheit 

(1) _Das Kindergeld ist beim Empfänger 
steueÜfei und gilt nicht als Einkommen, Ver- 
dienst oder Entgelt im Sinne der Sozialversi- 
cherung und Arbeitslosenversicherung. Das 
gleiche gilt für Leistungen, die nach § 32 ge- 
währt werden, insoweit, als sie die in diesem 
Gesetz für die Gewährung von Kindergeld 


gestellten Voraussetzungen erfüllen und die 
in § 4 Abs. 1 bestimmte Höhe nicht über- 
steigen. 

(2) Soweit die Beiträge nicht Betriebsausga- 
ben oder Werbungskosten sind, sind sie Son- 
derausgaben im Sinne des Einkommensteuer- 
gesetzes. Das gleiche gilt für Beiträge zu den 
nach § 32 befreiten Einrichtungen, soweit die 
Beiträge erforderlich sind, um Leistungen zu 
erbringen, die diesem Gesetz hinsichtlich der 
Voraussetzungen und Flöhe entsprechen. Zu- 
rückgezahlte Beiträge unterliegen beim Bei- 
tragspflichtigen der Einkommensteuer oder 
der Körperschaftsteuer. 

(3) Alle Verhandlungen und Urkunden, die 
bei den Familienausgleichskassen, dem Ge- 
samtverband, den Berufsgenossenschaften 
oder dem Hauptverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften erforderlich werden, 
um die Rechtsverhältnisse zwischen ihnen, 
den Berechtigten oder den Beitragspflichtigen 
zu begründen oder abzuwickeln, sind gebüh- 
renfrei. Das gleiche gilt für die außergericht- 
lichen Verhandlungen und Urkunden dieser 
Art sowie für solche pri vatrechtlichen oder 
amtlichen Vollmachten oder Bescheinigungen, 
welche nach diesem Gesetz zum Ausweise 
oder zur Nachweisung erforderlich werden, 
jedoch nicht für die in der Kostenordnung 
vom 25. November 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1371) bestimmten Beurkundung- und Be- 
glaubigungsgcbühr e n . 


§ 37 


Ausführungsvorschriften 

(1) Der Bundesminister für Arbeit erläßt 
die zur Durchführung dieses Gesetzes erfor- 
derlichen Verwaltungsvorschriften. 

(2) Die Bundesregierung hat mit Zustim- 
mung des Bundesrates bis spätestens zum 

1. Oktober 1955 zur Erleichterung des Nach- 
weises der Berechtigung und zur Vermeidung 
einer mehrfachen Zahlung von Kindergeld 
Rechtsverordnungen zu erlassen über 

1. die Ausstellung einer Kindergeldkarte, ihre 
Vorlage bei der Empfangnahme von Lei- 
stungen, ihre Aufbewahrung und Aushän- 
digung sowie die Eintragungen auf ihr; 

2. die Voraussetzungen, unter denen die Zah- 
lung an den Inhaber der Kindergeldkarte 
befreiende Wirkung hat; 

3. die Regelung des Verfahrens sowie der Ko- 
sten. 
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S 38 

Geltung im Lande Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§12 
Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbL I S. 1) auch im Lande Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund der in diesem 
Gesetz enthaltenen Ermächtigung erlassen wer- 
den, gelten im Lande Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 


§ 39 

Inkrafttreten 

Die Vorschriften über die Aufbringung 
der Mittel treten am 1. Oktober 1954, die 
Vorschriften über die Anspruchsberechtigung 
und die Zahlung des Kindergeldes am 1. Ja- 
nuar 1955, die übrigen Vorschriften des Ge- 
setzes am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. 
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